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Luxemburg bekommt
ein neuesPressegesetz.
Trotz einiger Rechte- der
investigativeJournalismus

wird es weiterhin
schwer haben.

Der alte Dinosaurier wird be-
graben. Nach diversen Urteilen
des Europäischen Gerichtshofes
undjahrelangen Vorbereitungen
soll die Reformdes luxemburgi-
schen Presserechts von 1869
nun in den nächsten Monaten
recht zügig über die Bühne ge-
hen. Die Regierung lobt den
"fortschrittlichen Charakter",
und auch der Präsident des
Presserates Joseph Lorent be-
scheinigtePremierministerJean-
ClaudeJuncker undKommunika-
tionsminister François Biltgen,
"ihre Hausaufgabengemacht" zu
haben. Aber nicht alles, waslan-
ge währt, ist auchgut.
Zwar verweist der Journali-

stenverband ALJ darauf, das so
genannte Kaskadenprinzip er-
folgreich verteidigt zu haben.
Danach haftet in erster Linie
der oder die AutorIn selbst für
einen beanstandeten Artikel.
Erst wenndiese unauffindbarist
- etwa weil ein Pseudonym be-
nutzt wurde -, kann gegen den
Herausgeber geklagt werden. So-
gar moderne Kommunikations-
mittel berücksichtigt der Ent-

wurf: Verantwortliche "Distribu-
teurs" könnenfür das Verbreiten
von strafrechtlich relevanten
Meldungeni mInternet ebenfalls
haftbar gemacht werden.
Dochbei allemEngagementin

der Frage der Haftbarkeit - den
Journalistenverbänden ist ein
anderes wichtiges Detail offen-
bar entgangen. Artikel 20 regelt
die journalistische Sorgfalts-
pflicht. Danach müssen Journa-
listInnen künftig vor der Veröf-
fentlichung von Informationen
die Betroffenenzu Wort kommen
lassen. "La sollicitation de prise
de position s'établit par tous
moyens", heißt es schwarz auf
weiß i m Entwurf. Eine Auflage,
dieesinsichhat. Sofragt Pieter
Van Dijk, Mitglied der Europä-
ischen Kommission für Demo-
kratie durch Recht (die "Vene-
dig"-Kommission), in einemvon
der RegierunginAuftraggegebe-
nen Gutachten, ob die Verpflich-
tungder"Anhörung" nicht zuab-
solut gefasst wird, "thusli miting
the freedom of expression
beyondnecessity". Undauchein
zweiter, ebenfalls von der Regie-
rung beauftragter Gutachter, der
Medienrechtler Patrick Wachs-
mann von der Universität Straß-
burg, kommt zueinemganz ähn-
lichenErgebnis.

Kritikverpennt
Tatsächlich dürfte die Auflage

die journalistische Arbeit we-
sentlicherschweren. ImMedien-
zeitalter zählt vor allem die
Schnelligkeit derInformation. Ei-
ne Stellungnahme von Betroffe-
nen einzuholen, ob per Telefon,
Faxoder Email, istinsbesondere
kurz vor Redaktionsschluss
kaum möglich, der Konkurrenz-
druck will Informationen mög-
lichst exklusivundso"heiß" wie
möglich. Realitäten, welche die
ausländischen Experten berück-
sichtigen, die hiesigen Journali-
stenvertretungen offensichtlich
aber nicht. Diese habenesinih-
ren Gutachten bisher versäumt,
die kritische Regelung in Frage
zustellen.
"Die Problematik ist mir vor-

her nicht direkt aufgefallen", er-
klärt Joseph Lorent den Blind-
fleck. Erst bei der Lektüre des
überarbeitetenEntwurfs habeer
sich gefragt, ob die neue Rege-
lung mit der journalistischen
Praxis überhaupt vereinbar ist.
Sein- verspätetes - Fazit: Insbe-
sondereeilige undschwer beleg-
bare Informationen, etwa die
Enthüllung eines korrupten Poli-
tikers, könnten durch die Aufla-
ge, neben demVorlegen von Be-
weisenstets eineStellungnahme
einzuholen, erschwert werden.
Sowieso macht diesineinemsol-
chen Fall wenig Sinn: Welcher
Politiker gibt schonfreiwillig zu,
sichbestechenzulassen?
Die journalistische Arbeit

wirdaber nochdurcheine weite-
re Regelung erschwert. Ausge-
rechnet das Gesetz, das laut Re-
gierung internationalen Modell-
charakter habensoll, kennt kein
Auskunftspflicht der Behörden
gegenüber der Presse. Die Medi-

enschaffenden hier zu Lande
machenallerdingsi mmer wieder
dieErfahrung, wierestriktiveini-
ge Behörden und deren Mitar-
beiterInnen mit öffentlichen In-
formationen umgehen. Offenbar
steckt der Geist der "circulaire
Santer", die es BeamtInnen ver-
bot, ohne Absprache mit dem
Dienststellenleiter Auskünfte an
die Pressezugeben, nochinvie-
len Köpfen. Dabei hatte Premier-
minister Juncker persönlich die-
se unselige Regelung vor zwei
Jahrenabgeschafft.

Ohne Auskunft
keine Kontrolle
Doch nochi mmer verschwin-

den aus Steuergeldernfinanzier-
te Studien, etwa zur Fonction
Public, auf Nimmerwiedersehen
in irgendwelchen Behörden-
schubläden, bitten Journalisten
vergeblich darum, mutmaßlich
prekäre Haftbedingungenin hie-
sigen Gefängnissen überzuprü-
fen - obwohl dies in unseren
Nachbarländern längst möglich
ist, und durch die Pressefreiheit
auch gesetzlich vorgeschrieben
ist. Der Demokratieauftrag der
JournalistInnen, nämlich die
ausführenden Behörden und Po-
litikerInnen zu kontrollieren,
kann nur dann wahrgenommen
werden, wenn wichtige offizielle
Dokumente auch zugänglich
sind.
"IndiesemGesetz war dasvon

Anfangannicht vorgesehen", er-
klärt Laurent Mosar (CSV) die
bestehende Rechtslücke. Dabei
verschweigt der Berichterstat-
ter aber, dass sowohl der Con-
seil de Presse als auch die Jour-
nalistenverbändedas Auskunfts-
recht von Anfang an gefordert
hatten. Mosar vertröstet auf ein
geplantes Informationszugangs-
gesetz, das dann für alle gelten
soll und "nicht nur für die Jour-
nalisten". Doch sind zuvor erst
noch Wahlen, die Presse muss
sichalso weiter gedulden.
"Das Informationsrecht

kommt als nächstes dran", sagt
Jean-Claude Wolff, Präsident
des Journalistenverbands ALJ,
kämpferisch und wird darin von
Joseph Lorent unterstützt. Bloß
für die Verankerung ins Presse-
gesetz - für die mag sich nie-
mand mehr so recht einsetzen.
"Sonst dauert das wieder solan-
ge", begründet dies Lorent, der
darauf drängt, denEntwurf noch
vor Ende der Legislaturperiode
abzusti mmen.
Doches gibt Hoffnungauf bal-

dige Lösung: Alex Bodry(LSAP)
und Renée Wagener (Déi Gréng)
haben sich in der Verfassungs-
kommission für die Aufnahme
des Informationsrechts in die
Verfassung ausgesprochen. Und
zumGlückgibt es auchin dieser
Sache Nachhilfe von der EU: Um
eine europäische Richtlinie für
mehr Transparenz in Umweltan-
gelegenheiten, die "Konvention
vonAarhus", innationales Recht
umzusetzen, liegt denluxembur-
gischen Abgeordneten ein Ge-
setzentwurf vor. Künftig sollen
alle BürgerInnen öffentliche Do-
kumente zu Umweltfragen und
-projekten grundsätzlich einse-
henkönnen.

Ines Kurschat

Deutsche Polizisten hauen
Wer als Ausländer i n Deutschland demFreund und Hel-
fer begegnet, darf sich nicht unbedingt i n Sicherheit
wähnen. Denn AmnestyI nternati onal (ai) hat herausge-
funden, dass die deutsche Polizei kei neswegs i mmer
mit Samthandschuhen zugange ist. I m Gegenteil: I n
Ei nzelfällen sei es zu Gewalt mit gar tödlichen Fol gen
gekommen. Amnesty führt 20 Fälle auf, bei denen es
zwischen 1999 und 2003 zu Misshandl ungen gekom-
men ist. Acht dieser Opfer seien Afrikaner gewesen.
Das wahre Ausmaß der Misshandl ungen kennt Amnesty
nicht, da i n Deutschland noch i mmer kei ne genauen
Statistiken erhoben werden. Die Menschenrechtsorga-
nisati on fordert ei n unabhängi ges Kontroll gremi um, da-
mit Vorwürfe solcher Art besser aufgeklärt werden. Und
Vorbil der für ei n solches Gremium? Die gibt es zuhauf.
Schweden, England, Portugal sel bst bei m deutschspra-
chi gen Nachbar Österreich ist Kontrolle der Polizei
längst gang und gebe.
Auf der i nternationalen Bühne hat sich Deutschland
stets für das Zusatzprotokoll zur UN-Anti-Folter-Kon-
venti on ei ngesetzt. Dieses Protokoll sieht auch unange-
meldete I nspektionen i n Polizeistationen vor. Doch die
rot-grüne Bundesregierung hat es bis heute nicht ge-
schafft zu unterschrei ben. Amnesty hofft nun, dass die
EU den Deutschen hei ße Luft unters Gesäß bläst. Ange-
sichts der Polizei gewalt i n Deutschland appelli ert sie an
alle Mitgliedsstaaten, sich mit diesen Menschenrechts-
verstößen zu beschäfti gen. Ernste Vorfälle i n ei nemEU-
Land seien Angelegenheiten der gesamten Uni on, fi ndet
Amnesty. Wenn die Gemeinschaft i m EU-Ausland so
sel bstbewusst Menschenrechtsverletzungen anzupran-
gern weiß, dann sollte es i hr doch auch geli ngen, un-
termeigenen Dach für Zucht und Ordnung zu sorgen.

Linke Europas, vereinigt euch!
Völker hört die Si gnale. Auf zum letzten Gefecht. Zu-
mi ndest die europäische I nternati onale erkämpft das
Menschenrecht. Elf europäische Linksparteien haben
amvergangenen Wochenende den Gründungsaufruf für
ei nen Zusammenschl uss unterschrieben. Mit dabei: "déi
Lénk" aus Luxemburg.
Schlicht und ei nfach auch der Name: Europäische Li n-
ke, kurz EL. Die geplante Partei soll mehr als ei n "l oser
Dachverband" sei n, sagt Jean-Laurent Redondo von
"déi Lénk". Sie soll den Protest bündel n gegen Krieg,
Neoli beralismus und sich als parlamentarischer Arm
der europäischen sozialen Bewegungen verstehen. Au-
ßer der Bezeichnung "li nks" i m Namen eint sie zudem
der Kampf für die Gleichstell ung der Geschlechter oder
ökol ogische Verantwortung. Programmatisch ist das
viel, unterscheidet sich aber eigentlich nicht von dem,
was Europas grüne Parteien auch ei nst gefordert hat-
ten. Die waren jetzt aber nicht mit dabei.
Die ei gentliche Partei gründung soll i m April stattfi nden,
also noch vor den Europawahlen i m Juni. Wo? Das
wurde noch nicht verei nbart. Vielleicht i n Luxemburg.
Dann könnte sich das Großherzogtum mit ei ner weite-
ren Europa-I nstituti on brüsten.

Dürftige Bilanz bei mAnwohnerparken
Die Stadt vor dem drohenden Verkehrskollaps retten
und den Menschen den öffentlichen Transport
schmackhaft machen - das waren zwei der Ziele, die die
Stadt Luxemburg mit der Ei nführung des "stationne-
ment résidentiel" und weiterer Maßnahmen verband.
Nach ei nem halben Jahr wurde Bilanz gezogen: Das
Aufkommen an Autosi n der Hauptstadt ist umfünf Pro-
zent zurückgegangen - ei n mageres Ergebnis. Die Stadt
lobt sich trotzdem.

Luxemburgi mSchlussdrittel
Das europäische Musterland Luxemburg muss nachsit-
zen: Das Großherzogtumhat 42 europäische Direktiven,
für die die Erfüll ungsfrist abgelaufen ist, bis Ende ver-
gangenen Jahres noch nicht umgesetzt. I m November
waren es sogar noch 52. Damit lag Luxemburg auf
Platz zwölf unter den 15 EU-Staaten. Als Entschul di-
gung nannte ausgerechnet die li berale Außenministeri n
Lydie Polfer den zu klei nen Verwaltungsapparat .
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Insrechte Bildgerückt- von der Presse: Großherzogin Maria-Theresa
in Tangali/Bangladesh2003. (Foto: Christophe Olinger/SIP)


